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[GEntschV – IL] [Gerichtsentscheidungenvertrag – Israel] Text gilt seit 

01.01.1981 

 IntV 

Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Staat Israel über 

die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 

in Zivil- und Handelssachen 

vom 20. Juli 1977 

(BGBl. 1980 II S. 926) 

 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

der Staat Israel 

in dem Wunsch, auf der Grundlage der Gegenseitigkeit die Anerkennung und Vollstreckung von 

gerichtlichen Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen sicherzustellen, 

sind wie folgt übereingekommen: 

Erster Abschnitt Grundsatz der Anerkennung und Vollstreckung 

Artikel 1 [Grundsatz]  

In Zivil- und Handelssachen werden Entscheidungen der Gerichte in einem Vertragsstaat im 

anderen Vertragsstaat unter den in diesem Vertrag vorgesehenen Bedingungen anerkannt und 

vollstreckt. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 2 [Begriffsbestimmung der Entscheidungen]  

(1) Unter Entscheidungen im Sinne dieses Vertrages sind alle gerichtlichen Entscheidungen ohne 

Rücksicht auf ihre Benennung (Urteile, Beschlüsse, Vollstreckungsbefehle) und ohne Rücksicht 

darauf zu verstehen, ob sie in einem Verfahren der streitigen oder der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

ergangen sind; hierzu zählen auch die gerichtlichen Vergleiche. Ausgenommen sind jedoch 

diejenigen Entscheidungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, die in einem einseitigen Verfahren 

erlassen sind. 

(2) Gerichtliche Entscheidungen sind insbesondere auch 

1. die Beschlüsse eines Rechtspflegers, durch die der Betrag des für ein Kind zu leistenden 

Unterhalts festgesetzt wird, die Beschlüsse eines Urkundsbeamten oder eines Rechtspflegers, 

durch die der Betrag der Kosten des Verfahrens später festgesetzt wird, und 

Vollstreckungsbefehle; 

2. Entscheidungen des Registrars im Versäumnisverfahren, im Urkundenprozeß, in 

Kostensachen und in arbeitsrechtlichen Angelegenheiten. 

[gültig ab 01.01.1981] 
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Zweiter Abschnitt Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen 

Artikel 3 [Voraussetzung der Rechtskraft]  

Die in Zivil- oder Handelssachen über Ansprüche der Parteien ergangenen Entscheidungen der 

Gerichte in dem einen Staat, die nicht mehr mit einem ordentlichen Rechtsmittel angefochten 

werden können, werden in dem anderen Staat anerkannt. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 4 [Unanwendbarkeit des Vertrages]  

(1) Die Bestimmungen dieses Vertrages finden keine Anwendung: 

1. auf Entscheidungen in Ehesachen oder anderen Familienstandssachen und auf 

Entscheidungen, die den Personenstand oder die Handlungsfähigkeit von Personen zum 

Gegenstand haben, sowie auf Entscheidungen in Angelegenheiten des ehelichen Güterrechts; 

2. auf Entscheidungen auf dem Gebiet des Erbrechts; 

3. auf Entscheidungen, die in einem gerichtlichen Strafverfahren über Ansprüche aus einem 

Rechtsverhältnis des Zivil- und Handelsrechts ergangen sind; 

4. auf Entscheidungen, die in einem Konkursverfahren, einem Vergleichsverfahren zur 

Abwendung des Konkurses oder einem entsprechenden Verfahren ergangen sind, 

einschließlich der Entscheidungen, durch die für ein solches Verfahren über die Wirksamkeit 

von Rechtshandlungen gegenüber den Gläubigern erkannt wird; 

5. auf Entscheidungen in Angelegenheiten der sozialen Sicherheit; 

6. auf Entscheidungen in Atomhaftungssachen; 

7. auf einstweilige Verfügungen oder Anordnungen und auf Arreste. 

(2) Ungeachtet der Vorschriften des Absatzes 1 ist dieser Vertrag auf Entscheidungen 

anzuwenden, die Unterhaltspflichten zum Gegenstand haben. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 5 [Versagung der Anerkennung]  

(1) Die Anerkennung darf nur versagt werden: 

1. wenn für die Gerichte im Entscheidungsstaat keine Zuständigkeit im Sinne des Artikels 7 

oder aufgrund einer Übereinkunft, der beide Vertragsstaaten angehören, gegeben ist; 

2. wenn die Anerkennung der Entscheidung der öffentlichen Ordnung des 

Anerkennungsstaats widerspricht; 

3. wenn die Entscheidung auf betrügerischen Machenschaften während des Verfahrens 

beruht; 

4. wenn die Anerkennung der Entscheidung geeignet ist, die Hoheitsrechte oder die 

Sicherheit des Anerkennungsstaats zu beeinträchtigen; 

5. wenn ein Verfahren zwischen denselben Parteien und wegen desselben Gegenstandes vor 

einem Gericht im Anerkennungsstaat anhängig ist und wenn dieses Gericht zuerst angerufen 

wurde; 

6. wenn in dem Anerkennungsstaat bereits eine mit einem ordentlichen Rechtsmittel nicht 

anfechtbare Entscheidung vorliegt, die unter denselben Parteien und wegen desselben 

Gegenstandes ergangen ist. 
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(2) Hat sich der Beklagte auf das Verfahren nicht eingelassen, so darf die Anerkennung der 

Entscheidung auch versagt werden, wenn 

1. das der Einleitung des Verfahrens dienende Schriftstück dem Beklagten 

a) nach den Gesetzen des Entscheidungsstaats nicht wirksam oder 

b) unter Verletzung einer zwischenstaatlichen Übereinkunft oder 

c) nicht so rechtzeitig, daß er sich hätte verteidigen können, 

zugestellt worden ist; 

2. der Beklagte nachweist, daß er sich nicht hat verteidigen können, weil ohne sein 

Verschulden das der Einleitung des Verfahrens dienende Schriftstück entweder überhaupt 

nicht oder nicht rechtzeitig genug zu seiner Kenntnis gelangt ist. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 6 [Einschränkung der Anerkennungsversagung]  

(1) Die Anerkennung darf nicht allein deshalb versagt werden, weil das Gericht, das die 

Entscheidung erlassen hat, nach den Regeln seines internationalen Privatrechts andere Gesetze 

angewendet hat, als sie nach dem internationalen Privatrecht des Anerkennungsstaats 

anzuwenden gewesen wären. 

(2) 1Die Anerkennung darf jedoch aus dem in Absatz 1 genannten Grunde versagt werden, wenn 

die Entscheidung auf der Beurteilung eines ehe- oder sonstigen familienrechtlichen Verhältnisses, 

der Rechts- oder Handlungsfähigkeit, der gesetzlichen Vertretung oder eines erbrechtlichen 

Verhältnisses beruht. 2Das gleiche gilt für eine Entscheidung, die auf der Beurteilung der Rechts- 

oder Handlungsfähigkeit einer juristischen Person, einer Gesellschaft oder einer Vereinigung 

beruht, sofern diese nach dem Recht des Anerkennungsstaats errichtet ist und in diesem Staat 

ihren satzungsmäßigen oder tatsächlichen Sitz oder ihre Hauptniederlassung hat. 3Die 

Entscheidung ist dennoch anzuerkennen, wenn sie auch bei Anwendung des internationalen 

Privatrechts des Anerkennungsstaats gerechtfertigt wäre. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 7 [Zuständigkeitsanerkennung]  

(1) Die Zuständigkeit der Gerichte im Entscheidungsstaat wird im Sinne des Artikels 5 Absatz 1 

Nummer 1 anerkannt: 

1. wenn zur Zeit der Einleitung des Verfahrens der Beklagte im Entscheidungsstaat seinen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt oder, falls es sich um eine juristische Person, eine 

Gesellschaft oder eine Vereinigung handelt, seinen satzungsmäßigen oder tatsächlichen Sitz 

oder seine Hauptniederlassung hatte; 

2. wenn der Beklagte im Entscheidungsstaat eine geschäftliche Niederlassung oder eine 

Zweigniederlassung hatte und für Ansprüche aus deren Betriebe belangt worden ist; 

3. wenn der Beklagte sich durch eine Vereinbarung für ein bestimmtes Rechtsverhältnis der 

Zuständigkeit der Gerichte des Staates, in dem die Entscheidung ergangen ist, unterworfen 

hat, es sei denn, daß eine solche Vereinbarung nach dem Recht des Staates, in dem die 

Entscheidung geltend gemacht wird, unzulässig ist; eine Vereinbarung im Sinne dieser 

Vorschrift liegt nur vor, wenn eine Partei ihre Erklärung schriftlich abgegeben und die 

Gegenpartei sie angenommen hat oder wenn eine mündlich getroffene Vereinbarung von 
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einer Partei schriftlich bestätigt worden ist, ohne daß die Gegenpartei der Bestätigung 

widersprochen hat; 

4. wenn die Klage einen Unterhaltsanspruch zum Gegenstand hatte und wenn der 

Unterhaltsberechtigte zur Zeit der Einleitung des Verfahrens in dem Entscheidungsstaat 

seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hatte oder wenn die Zuständigkeit mit 

Rücksicht auf die Verbindung mit einer Ehesache oder Familienstandssache begründet war; 

5. wenn die Klage auf eine unerlaubte Handlung oder auf eine Handlung, die nach dem Recht 

des Entscheidungsstaats einer unerlaubten Handlung gleichgestellt wird, gegründet worden 

ist, wenn die Tat im Hoheitsgebiet des Entscheidungsstaats begangen worden ist und wenn 

der Täter sich bei Begehung der schädigenden Handlung im Hoheitsgebiet des 

Entscheidungsstaats aufgehalten hatte; 

6. wenn die Klage auf eine unerlaubte Handlung im Geschäftsverkehr oder auf die Verletzung 

eines Patents, Gebrauchsmusters, Warenzeichens, Sortenschutzrechts, gewerblichen Musters 

oder Modells oder Urheberrechts im Entscheidungsstaat gegründet worden ist; 

7. wenn mit der Klage ein Recht an einer unbeweglichen Sache oder ein Anspruch aus einem 

Recht an einer solchen Sache geltend gemacht worden ist und wenn die unbewegliche Sache 

im Entscheidungsstaat belegen ist; 

8. wenn für den Fall, daß der Beklagte in den beiden Staaten weder seinen Wohnsitz noch 

seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, sich zur Zeit der Einleitung des Verfahrens in dem 

Staat, in dem die Entscheidung ergangen ist, Vermögen des Beklagten befunden hat; 

9. wenn es sich um eine Widerklage gehandelt hat, bei welcher der Gegenanspruch mit der 

im Hauptprozeß erhobenen Klage im rechtlichen Zusammenhang stand, und wenn für die 

Gerichte des Entscheidungsstaats eine Zuständigkeit im Sinne dieses Vertrages zur 

Entscheidung über die im Hauptprozeß erhobene Klage selbst anzuerkennen ist; 

10. wenn mit der Klage ein Anspruch auf Schadensersatz oder auf Herausgabe des Erlangten 

deshalb geltend gemacht worden ist, weil eine Vollstreckung aus einer Entscheidung eines 

Gerichts im anderen Staat betrieben worden war, die in diesem Staat aufgehoben oder 

abgeändert worden ist; 

11. wenn der Beklagte sich vor dem Gericht des Staates, in dem die Entscheidung ergangen 

ist, auf das Verfahren zur Hauptsache eingelassen hat, für die sonst eine Zuständigkeit des 

Gerichts, die nach diesem Vertrag anzuerkennen wäre, nicht gegeben ist; dies gilt jedoch 

nicht, wenn der Beklagte vor der Einlassung zur Hauptsache erklärt hat, daß er sich auf das 

Verfahren nur im Hinblick auf Vermögen im Staat des angerufenen Gerichts einlasse. 

(2) Die Zuständigkeit der Gerichte im Entscheidungsstaat wird jedoch nicht anerkannt, wenn die 

Gerichte im Anerkennungsstaat nach seinem Recht für die Klage, die zur Entscheidung geführt hat, 

ausschließlich zuständig sind. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 8 [Umfang der Prüfung]  

(1) Wird die in einem Staat ergangene Entscheidung in dem anderen Staat geltend gemacht, so 

darf nur geprüft werden, ob einer der in Artikel 5 oder 6 Absatz 2 genannten Versagungsgründe 

vorliegt. 
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(2) Das Gericht in dem Staat, in dem die Entscheidung geltend gemacht wird, ist bei der 

Beurteilung der Zuständigkeit des Gerichts im Entscheidungsstaat (Artikel 5 Absatz 1 Nummer 1) 

an die tatsächlichen und rechtlichen Feststellungen, aufgrund deren das Gericht seine 

Zuständigkeit angenommen hat, gebunden. 

(3) Darüber hinaus darf die Entscheidung nicht nachgeprüft werden. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 9 [Grundsatz der Verfahrenslosigkeit]  

(1) Die in einem Vertragsstaat ergangenen Entscheidungen werden in dem anderen Vertragsstaat 

anerkannt, ohne daß es hierfür eines besonderen Verfahrens bedarf. 

(2) Bildet die Frage, ob eine Entscheidung anzuerkennen ist, als solche den Gegenstand eines 

Streites, so kann jede Partei, welche die Anerkennung geltend macht, in dem Verfahren nach dem 

Dritten Abschnitt die Feststellung beantragen, daß die Entscheidung anzuerkennen ist. 

(3) Wird die Anerkennung in einem Rechtsstreit vor dem Gericht eines Vertragsstaats, dessen 

Entscheidung von der Anerkennung abhängt, verlangt, so kann dieses Gericht über die 

Anerkennung entscheiden. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Dritter Abschnitt 

I. Vollstreckung rechtskräftiger Entscheidungen und gerichtlicher 

Vergleiche 

Artikel 10 [Zulassung der Zwangsvollstreckung]  

Entscheidungen der Gerichte in dem einen Staat, auf die dieser Vertrag anzuwenden ist, sind in 

dem anderen Staat zur Zwangsvollstreckung zuzulassen, wenn 

1. sie in dem Entscheidungsstaat vollstreckbar sind; 

2. sie in dem Staat, in dem die Zwangsvollstreckung durchgeführt werden soll 

(Vollstreckungsstaat), anzuerkennen sind. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 11 [Recht des Vollstreckungsstaates]  

Das Verfahren, in dem die Zwangsvollstreckung zugelassen wird, und die Zwangsvollstreckung 

selbst richten sich, soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist, nach dem Recht des 

Vollstreckungsstaats. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 12 [Armenrecht]  

Ist der Partei, welche die Zwangsvollstreckung betreiben will, in dem Entscheidungsstaat das 

Armenrecht bewilligt worden, so genießt sie das Armenrecht ohne weiteres nach den Vorschriften 

des Vollstreckungsstaats für das Verfahren, in dem über die Zulassung der Zwangsvollstreckung 

entschieden wird, und für die Zwangsvollstreckung. 
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[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 13 [Antragsrecht]  

Den Antrag, die Zwangsvollstreckung zuzulassen, kann jeder stellen, der in dem 

Entscheidungsstaat berechtigt ist, Rechte aus der Entscheidung geltend zu machen. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 14 [Zuständigkeiten]  

(1) Der Antrag, die Zwangsvollstreckung zuzulassen, ist 

1. in der Bundesrepublik Deutschland an das Landgericht, 

2. im Staat Israel an den District Court in Jerusalem, der sowohl sachlich als auch örtlich 

ausschließlich zuständig ist, 

zu richten. 

(2) Örtlich zuständig ist in der Bundesrepublik Deutschland das Landgericht, in dessen Bezirk der 

Schuldner seinen Wohnsitz und bei Fehlen eines solchen Vermögen hat oder die 

Zwangsvollstreckung durchgeführt werden soll. 

(3) Jede Vertragspartei kann durch eine Erklärung gegenüber der anderen Vertragspartei ein 

anderes Gericht als zuständig im Sinne des Absatzes 1 bestimmen. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 15 [Vorzulegende Dokumente]  

(1) Die Partei, welche die Zulassung zur Zwangsvollstreckung beantragt, hat beizubringen: 

1. eine von dem Gericht in dem Staat, in dem die Entscheidung ergangen ist, hergestellte 

beglaubigte Abschrift der Entscheidung; 

2. den Nachweis, daß die Entscheidung rechtskräftig ist; 

3. den Nachweis, daß die Entscheidung nach dem Recht des Entscheidungsstaats 

vollstreckbar ist; 

4. wenn der Antragsteller nicht der in der Entscheidung benannte Gläubiger ist, den 

Nachweis seiner Berechtigung; 

5. die Urschrift oder beglaubigte Abschrift der Zustellungsurkunde oder einer anderen 

Urkunde, aus der sich ergibt, daß die Entscheidung der Partei, gegen welche die 

Zwangsvollstreckung betrieben werden soll, zugestellt worden ist; 

6. die Urschrift oder eine beglaubigte Abschrift der Urkunde, aus der sich ergibt, daß die den 

Rechtsstreit einleitende Klage, Vorladung oder ein anderes der Einleitung des Verfahrens 

dienendes Schriftstück dem Beklagten nach dem Recht des Entscheidungsstaats zugestellt 

worden ist, sofern sich der Beklagte auf das Verfahren, in dem die Entscheidung ergangen 

ist, nicht zur Hauptsache eingelassen hat; 

7. eine Übersetzung der vorerwähnten Urkunden in die oder eine Sprache des 

Vollstreckungsstaats, die von einem amtlich bestellten oder vereidigten Übersetzer oder 

einem dazu befugten Notar eines der beiden Staaten als richtig bescheinigt sein muß. 

(2) Die in dem vorstehenden Absatz angeführten Urkunden bedürfen keiner Legalisation und 

vorbehaltlich des Absatzes 1 Nummer 7 keiner ähnlichen Förmlichkeit. 

[gültig ab 01.01.1981] 
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Artikel 16 [Umfang der Prüfung]  

(1) Bei der Entscheidung über den Antrag auf Zulassung der Zwangsvollstreckung hat sich das 

angerufene Gericht auf die Prüfung zu beschränken, ob die nach Artikel 15 erforderlichen 

Urkunden beigebracht sind und ob einer der in Artikel 5 oder 6 Absatz 2 genannten 

Versagungsgründe vorliegt. 

(2) 1Gegen die Zulassung der Zwangsvollstreckung kann der Schuldner auch vorbringen, es 

stünden ihm Einwendungen gegen den Anspruch selbst zu aus Gründen, die erst nach Erlaß der 

Entscheidung entstanden seien. 2Das Verfahren, in dem die Einwendungen geltend gemacht 

werden können, richtet sich nach dem Recht des Staates, in dem die Zwangsvollstreckung 

durchgeführt werden soll. 3Darüber hinaus darf die Entscheidung nicht nachgeprüft werden. 

(3) Die Entscheidung über den Antrag auf Zulassung der Zwangsvollstreckung ist auszusetzen, 

wenn der Schuldner nachweist, daß die Vollstreckung gegen ihn einzustellen sei und daß er die 

Voraussetzungen erfüllt hat, von denen die Einstellung abhängt. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 17 [Teilzulassung]  

Das Gericht kann auch nur einen Teil der Entscheidung zur Zwangsvollstreckung zulassen, 

1. wenn die Entscheidung einen oder mehrere Ansprüche betrifft und die betreibende Partei 

beantragt, die Entscheidung nur hinsichtlich eines oder einiger Ansprüche oder hinsichtlich 

eines Teils des Anspruchs zur Zwangsvollstreckung zuzulassen; 

2. wenn die Entscheidung einen oder mehrere Ansprüche betrifft und der Antrag nur wegen 

eines oder einiger Ansprüche oder nur hinsichtlich eines Teils des Anspruchs begründet ist. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 18 [Anordnung von Maßnahmen]  

Wird die Entscheidung zur Zwangsvollstreckung zugelassen, so ordnet das Gericht 

erforderlichenfalls die Maßnahmen an, die zum Vollzug der Entscheidung notwendig sind. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 19 [Vollstreckung gerichtlicher Vergleiche]  

Die Vollstreckung gerichtlicher Vergleiche richtet sich nach den Artikeln 10 bis 18; jedoch sind die 

Vorschriften des Artikels 15 Absatz 1 Nummer 2 und 6 nicht anzuwenden. 

[gültig ab 01.01.1981] 

II. Vollstreckung nicht rechtskräftiger Entscheidungen in Unterhaltssachen 

Artikel 20 [Vollstreckung in Unterhaltssachen]  

Entscheidungen, die Unterhaltspflichten zum Gegenstand haben, sind in entsprechender 

Anwendung der Artikel 10 bis 18 zur Zwangsvollstreckung zuzulassen, auch wenn sie noch nicht 

rechtskräftig sind. 

[gültig ab 01.01.1981] 

III. Vollstreckung anderer nicht rechtskräftiger Entscheidungen 
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Artikel 21 [Vollstreckung anderer Entscheidungen]  

1Andere Entscheidungen, die noch nicht rechtskräftig sind, werden in entsprechender Anwendung 

der Artikel 10 bis 18 zur Zwangsvollstreckung zugelassen. 2Jedoch sind in diesem Falle nur solche 

Maßnahmen zulässig, die der Sicherung des betreibenden Gläubigers dienen 

[gültig ab 01.01.1981] 

Vierter Abschnitt Sonstige Bestimmungen 

Artikel 22 [Zurückweisung der Klage]  

(1) Die Gerichte in dem einen Staat werden auf Antrag einer Prozeßpartei die Klage zurückweisen 

oder, falls sie es für zweckmäßig erachten, das Verfahren aussetzen, wenn ein Verfahren zwischen 

denselben Parteien und wegen desselben Gegenstandes in dem anderen Staat bereits anhängig ist 

und in diesem Verfahren eine Entscheidung ergehen kann, die in ihrem Staat nach den 

Vorschriften dieses Vertrages anzuerkennen sein wird. 

(2) Jedoch können in Eilfällen die Gerichte eines jeden Staates die in ihrem Recht vorgesehenen 

einstweiligen Maßnahmen, einschließlich solcher, die auf eine Sicherung gerichtet sind, anordnen, 

und zwar ohne Rücksicht darauf, welches Gericht mit der Hauptsache befaßt ist. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 23 [Entscheidungen über Prozeßkosten]  

Die Anerkennung oder Vollstreckung einer Entscheidung über die Kosten des Prozesses kann 

aufgrund dieses Vertrages nur bewilligt werden, wenn er auf die Entscheidung in der Hauptsache 

anzuwenden wäre. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 24 [Verweigerung von Anerkennung und Vollstreckung]  

Die Anerkennung oder Zulassung der Zwangsvollstreckung kann verweigert werden, wenn 25 

Jahre vergangen sind, seitdem die Entscheidung mit ordentlichen Rechtsmitteln nicht mehr 

angefochten werden konnte. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 25 [Nichtberührungs-Klausel]  

(1) Dieser Vertrag berührt nicht die Bestimmungen anderer zwischenstaatlicher Übereinkünfte, die 

zwischen beiden Staaten gelten und die für besondere Rechtsgebiete die Anerkennung und 

Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen regeln. 

(2) Die Anerkennung und die Vollstreckung von Schiedssprüchen bestimmen sich nach den 

zwischenstaatlichen Übereinkünften, die für beide Staaten in Kraft sind. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 26 [Zeitlicher Anwendungsbereich]  

(1) Die Vorschriften dieses Vertrages sind nur auf solche gerichtlichen Entscheidungen und 

Vergleiche anzuwenden, die nach dem Inkrafttreten dieses Vertrages erlassen oder errichtet 

werden und Sachverhalte zum Gegenstand haben, die nach dem 1. Januar 1966 entstanden sind. 
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(2) Die Anerkennung und Vollstreckung von Schuldtiteln, die nicht unter diesen Vertrag oder 

andere Verträge, die zwischen beiden Staaten gelten oder gelten werden, fallen, bestimmt sich 

weiter nach allgemeinen Vorschriften. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Fünfter Abschnitt Schlußvorschriften 

Artikel 27 [Mitteilung von Rechtsvorschriften]  

Jeder Vertragsstaat teilt dem anderen Vertragsstaat seine Rechtsvorschriften mit, die 

1. für den Nachweis, daß die Entscheidung rechtskräftig ist (Artikel 15 Absatz 1 Nummer 2), 

und 

2. für den Nachweis, daß die Entscheidung vollstreckbar ist (Artikel 15 Absatz 1 Nummer 3), 

maßgebend sind. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 28 [Erfordernis diplomatischer Regelung]  

Alle Schwierigkeiten, die bei der Anwendung dieses Vertrages entstehen, werden auf 

diplomatischem Wege geregelt. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 29 [Berlin-Klausel]  

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 

Deutschland gegenüber der Regierung des Staates Israel innerhalb von drei Monaten nach 

Inkrafttreten des Vertrages eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 30 [Ratifikation]  

(1) 1Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. 2Die Ratifikationsurkunden sollen sobald wie möglich in 

Bonn ausgetauscht werden. 

(2) Der Vertrag tritt dreißig Tage nach dem Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Artikel 31 [Kündigung]  

1Jeder der beiden Staaten kann den Vertrag kündigen. 2Die Kündigung wird ein Jahr nach dem 

Zeitpunkt wirksam, an dem sie dem anderen Staat notifiziert wurde. 

[gültig ab 01.01.1981] 

Text gilt seit 01.01.1981 


